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schen Strahlenbelastung durch 

Berücksichtigung von Refe-

renzdosen; Wiedereinführung 

der genetisch signifikanten 

Dosis in der diagnostischen 

Radiologie. 

8. Einführung eines Grenz-

werts für Radon in Neubauten 

von 50 Bq/m³; Sanierungs-

pflicht für Altbauten bei Ver-

mietungen, in staatlichen und 

kommunalen Einrichtungen, 

insbesondere Kindergärten und 

Schulen. 

9. Senkung des Grenzwerts 

für den Radiumgehalt in Mi-

neral- und Trinkwasser für die 

Vergabe des Hinweises „ge-

eignet für Zubereitung von 

Säuglingsnahrung“ auf 10 Mil-

libecquerel pro Liter. Deklara-

tionspflicht über den Radium-

gehalt in Mineralwässern. 

10. Berücksichtigung der hö-

heren Relativen Biologischen 

Wirksamkeit von Neutronen 

und Protonen als nach ICRP 

für Dosisermittlungen bei-

spielsweise bei Flugpersonal 

und Castortransporten  

11. Erweiterung der Rechen-

vorschriften für die Ermittlung 

von Bevölkerungsdosen. An-

gabe von Vertrauensbereichen 

für Dosisfaktoren bei Inkorpo-

ration, bei Transportrechnun-

gen nach AVV und weiteren 

Faktoren, die für die Berech-

nung von Strahlenexpositio-

nen benötigt werden. 

12. Verschärfung der Freiga-

beregelungen für schwachak-

tive radioaktive Reststoffe. 

Vertiefte Untersuchung bzw. 

Erwägung zweier Alternativen 

beim AKW-Rückbau, die dem 

Minimierungsgebot gerecht 

werden: Optionen „Stehenlas-

sen nach Entkernung“ und 

„Vollständiger Rückbau mit 

Bunker“. 

13. Revision des Auswahlver-

fahrens für die Besetzung von 

Fachgremien und Einrichtung 

von Universitätslehrstühlen für 

„kritische“ Strahlenbiologie und 

Strahlenmedizin. 

„Das neue Strahlenschutzge-

setz muss sich an dem Schutz 

des ungeborenen Lebens ori-

entieren“ forderte Oda Becker, 

Physikerin und Sprecherin der 

BUND Atom- und Strahlen-

kommission (BASK) auf der 

Atommüllkonferenz in Göttin-

gen am 24. September 2016. 

Zwei Tage zuvor war der Re-

ferentenentwurf des neuen Strah-

lenschutzgesetzes vom Bundes-

ministerium für Umwelt, Na-

turschutz, Bau und Reaktor-

sicherheit an diverse Umwelt-

verbände versandt worden. 

„Es ist nicht hinnehmbar, dass 

in diesem Gesetz der Strahlen-

schutz explizit und an erster 

Stelle an wirtschaftlichen In-

teressen relativiert werden soll“, 

so Becker. In dem Gesetz-

entwurf würden Erkenntnisse 

über die schädliche Wirkung 

niedriger Strahlendosen, die 

insbesondere in medizinischen 

Studien in den letzten 15 Jah-

ren gewonnen worden seien, 

überhaupt nicht berücksichtigt. 

Aus den Reihen der Atom-

müllkonferenz wird es deshalb 

eine kritische Stellungnahme 

zu dem Gesetzentwurf geben. 

Die Atommüllkonferenz ist 

ein fachlich-politisches, par-

teiunabhängiges Forum für 

Betroffene und Akteure von 

den Standorten, an denen 

Atommüll liegt oder an denen 

die Lagerung vorgesehen ist. 
 

Kommentar 

Bemerkenswert ist, daß der 

Strahlenschutz jetzt erstmals 

im Rahmen eines Gesetzes ge-

regelt werden soll. Das bedeu-

tet, daß sich die Mitglieder 

des Bundestages mit dieser 

Problematik befassen müssen. 

Das war bisher nicht der Fall, 

die Regelungen wurden auf 

dem Verordnungswege allein 

von der Bundesregierung mit 

Zustimmung des Bundesrates, 

das heißt der Vertretung der 

Bundesländer getroffen. Die 

Befassung des Parlaments an-

stelle lediglich der Behörden 

und Regierungen ist grund-

sätzlich eine Verbesserung, 

weil im Strahlenschutz mit der 

Festlegung von Dosis- und 

Aktivitätsgrenzwerten im Rah-

men des praktizierten Dosis-

konzeptes auf archaische Art 

und Weise die Anzahl der von 

der Bevölkerung geforderten 

Strahlenopfer festgelegt wird. 

Th.D. 

1. RICHTLINIE 2013/59/EU-

RATOM DES RATES vom 5. 

Dezember 2013 zur Festlegung 

grundlegender Sicherheitsnormen 

für den Schutz vor den Gefahren 

einer Exposition gegenüber ioni-

sierender Strahlung und zur Auf-

hebung der Richtlinien 89/618/ 

Euratom, 90/641/Euratom, 96/29/ 

Euratom, 97/43/Euratom und 

2003/122/Euratom. 

http://eur-

lex.europa.eu/LexUriServ/LexUri

Serv.do?uri=OJ:L:2014:013:0001

:0073:DE:PDF  

2. Referentenentwurf des Bun-

desministeriums für Umwelt, Na-

turschutz, Bau und Reaktorsi-

cherheit, Entwurf eines Gesetzes 

zur Neuordnung des Rechts zum 

Schutz vor der schädlichen Wir-

kung ionisierender Strahlung, Be-

arbeitungsstand 14.09.2016, Ver-

sand zur Verbändeanhörung 22. 

09.2016. 

www.strahlentelex.de/Strahlensch

utzgesetz_Referentenentwurf_201

6_09_14.pdf   

 
Unterrichtung durch die 
Bundesregierung 
 

Strahlenbelastung 
im Jahr 2014 
 
Die berechnete Gesamtexposi-

tion der Bevölkerung Deutsch-

lands mit ionisierender Strah-

lung betrug 2014 wie im Jahr 

zuvor 4,0 Millisievert (mSv). 

Dies geht aus einer Unterrich-

tung der Bundesregierung (Bun-

destagsdrucksache 18/9600 vom 

8.9.2016) „Umweltradioaktivität 

und Strahlenbelastung im Jahr 

2014“ hervor. Die mittlere 

Jahresdosis der beruflichen 

Strahlenexposition lag mit 

0,50 mSv gegenüber 0,53 

mSv im Jahr 2013 leicht unter 

dem Vorjahresniveau, heißt es 

in dem Bericht. Die höchste 

Jahresdosis der Strahlenexpo-

sition des Flugpersonals sei 

im Vergleich zum Jahr 2013 

um 0,01 mSv auf 6,3 mSv ge-

stiegen. Der Bericht verzeich-

net auch eine Zunahme auf 

34.500 registrierte hochradio-

aktive Strahlenquellen (2013: 

31.000) von 667 Genehmi-

gungsinhabern (2013: 657). 

Für die medizinische Strah-

lenexposition lagen laut Be-

richt für das Jahr 2014 noch 

keine Daten vor, jedoch wird 

in dem Bericht angemerkt, 

daß sich die Zahl der Compu-

tertomographien pro Einwoh-

ner und Jahr zwischen 1996 

und 2012 mehr als verdoppelt 

habe. Diese waren in der Ver-

gangenheit für den kontinuier-

lichen Anstieg der Strahlenbe-

lastungen der Bevölkerung 

durch die medizinische Rönt-

gendiagnostik verantwortlich. 

Weiter heißt es in der Unter-

richtung, daß der Reaktorun-

fall in Fukushima Anlass ge-

be, über adäquate „Konse-

quenzen für den Notfall-

schutz“ nachzudenken. 

Deutscher Bundestag Drucksache 

18/9600 v. 8.9.2016: Unterrich-

tung durch die Bundesregierung, 

Umweltradioaktivität und Strah-

lenbelastung im Jahr 2014 

http://dip21.bundestag.de/dip21/b

td/18/096/1809600.pdf  

 
Atommüll 
 

Abschlußbericht 
der Endlager-
Kommission 
veröffentlicht 
 
Der Abschlussbericht der Kom-

mission Lagerung hoch radio-

aktiver Abfallstoffe (Endlager-

Kommission) liegt jetzt als 

Bundestagsdrucksache 18/9100 

vor. In einer Unterrichtung 

übermittelte die Bundesregie-

rung den Abgeordneten am 

19. August 2016 das mehr als 

681 Seiten starke Werk, das 

die Kommission bereits Ende 

Juni beschlossen hatte. 

Wann konkret und in welcher 

Form die Empfehlungen der 

Kommission gesetzlich umge-

setzt werden, bleibt vorerst 

unklar. Das ist Ergebnis einer 

Anhörung der Kommission im 

Umweltausschuß des Bundes-

tages am 28.9.2016. 

Deutscher Bundestag, Drucksa-

che 18/9100 vom 05.07.2016, 

Abschlussbericht der Kommissi-

on Lagerung hoch radioaktiver 

Abfallstoffe,  

http://dip21.bundestag.de/dip21/b

td/18/091/1809100.pdf   

http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2014:013:0001:0073:DE:PDF
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2014:013:0001:0073:DE:PDF
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2014:013:0001:0073:DE:PDF
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2014:013:0001:0073:DE:PDF
http://www.strahlentelex.de/Strahlenschutzgesetz_Referentenentwurf_2016_09_14.pdf
http://www.strahlentelex.de/Strahlenschutzgesetz_Referentenentwurf_2016_09_14.pdf
http://www.strahlentelex.de/Strahlenschutzgesetz_Referentenentwurf_2016_09_14.pdf
http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/18/096/1809600.pdf
http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/18/096/1809600.pdf
http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/18/091/1809100.pdf
http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/18/091/1809100.pdf

